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Verkündet
am 26, März 4965

I m N a m e n d e 3 V o l k e s

' In dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

gegen —

Beklagte und Revisionsbeklagtc,

hat der 1, Senat des Eundessozialgerichts
auf die mündliche Verhandlung vom 26° März 1965,

an der mitgewirkt haben

Eundesrichter P4e n q u i t t
als Vorsitzender,

Eundesrichtcr Dr" H a u g und
Eundesrichter H e y e r

als weitere Eerufsrichter,

Bundessozialrichter G l a d e b e c k und
Bundessoziälrichter S c h i e b c 1

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom
15» März 4962 wird aufgehoben° Der Rechtsstreit
wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung an
das Landessozialgericht zurückvcrwicsen„

Von Rechts wegen.
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Der zuletzt als Fachlehrer für Stenografie, Schreibmaschine

und Englisch selbständig tätige Kläger erstrebt Rente we—

gen Berufs— oder Erwerbsunfähigkeit° Die Beklagte lehnte

den Rentenantrag ab, weil nach den ärztlichen Befunden

die Erwerbsfähigkcit des Klägers noch nicht in dem Maße

eingeschränkt sei, daß Berufsunfähigkeit vorliegé° Aus

dem gleichen Grunde blieben die Klage und die Berufung‘

des Klägers ohne Erfolg° Das Landessozialgericht (LSG)

ließ in seinem Urteil die Revision nicht zu„*

Der Kläger legte gegen das Berufungsurteil Revision ein

mit dem Antrag, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils
die Beklagte zur Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente zu

verpflichten, Neben anderen Verfahrensfehlcrn rügte er

eine Verletzung des 5 109 Sözialgerichtsgesetz (SGG) und
damit zusammenhängend einen Verstoß gegen die dem Gericht

obliogende Aufkläruhgspflicht im Sinne des 5 406 see„

Die Beklagte stellte keine Anträgeo

Weil die Revision vom LSG nicht zugelassen werden ist,

kann sie nur Erfolg haben, wenn ein wesentlicher Ver—

fahrensmangel zu Recht gerügt ist° Dies ist der Falle.

Der Kläger hat uoao eine Verletzung der dem Gericht nach

@4C6 Abs° 4 SGGobliégenden Pflichten und damit einen
wesentlichen Mangel des Verfahrens ordnungsgemäß-CS_GG4

Abso 2 SGG) gerügt° Hierbei ist es rechtlich ohne Bedeu—

tung, daß der Kläger in der Revisionsbegründun sschrift

anstelle von 5 406 SGG den 5 165 Abs„ 4 SGG genannt hat;

sein Vorbringen läßt deutlich erkennen, welche Verfahrens—
vorschrift er gemeint hat°
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Der Verfahrensmangel liegt aueh tatsächlich vor (BSG 1, 150)„

Das LSG hat den Kläger im Laufe des Verfahrens mit Schreiben

vom 295 Januar 1962 auf sein Antragsrecht aus 5 109 SGG hin-
géwiesen° Dieser hat daraufhin am 110 Februar 1962 “die Be-

stellung eines bestimmten Arztes als zusätzlichen Sachver-

ständigen" beantragt, Gewiß wird man darin — in Übereinstim-

mung mit der Rechtsauffassung-des LSG — keinen wirksamen An—

trag im Sinne des @ 109 SGG erblicken können, weil ein be—

stimmter oder bestimmbarer Arzt nicht genannt war° Das Beru-

fungsgericht mußte aber erkennen, daß der Kläger den Hinweis

des Gerichts mißvcrstanden hatte; es mußte ihn daher, weil

der Kläger seinen Willen, von dem Antragsrecht nach 5 109 SGG

Gebrauch zu machen, genügend deutlich kundgetan hatte,
wenn

nicht schriftlich, dann jedoch spätestens in der mündlichen

Verhandlung darauf aufmerksam machen, daß ein wirksamer An—

trag im Sinne des % 109 SGG nicht gestellt seio Diese Ver-

pflichtung des Gerichts, darauf hinzuwirkcn, daß Formfehlcr

beseitigt-und unklare Anträge erläutert werden, ergibt sich

aus 5 106 Abs„ 4 ‚und 5 142 Abs, 2 seco Das LSGwar zwar nicht
gehalten, den Kläger auf S 109 SGGhinzuweisen; seine Ver—
pflichtung, das Mißverständnis des Klägers zu klären, beruht

jedoch auf dem Vorausgegangenen, nämlich darauf, daß das Ge—

richt den Kläger schriftlich auf 5 109 SGG hingewiesen hat

und erkennen mußte, daß er dieses Schreiben nicht verstanden

hatteo

Der Kläger macht geltend, das LSG habe ihn weder schriftlich

noch mündlich darauf hingewiesen, daß ein bestimmter Arzt

namhaft gemacht werden müsse„ Die Richtigkeit dieses Vor-

bringens ergibt sich aus den Akten des LSG und ist auch dar—

aus zu folgern, daß die Sitzungsniederschrift über die münd-

liche Verhandlung vom 150 März 1962 eine solche — hier not—

wendige — Belehrung des Klägers nicht erkennen läßt° Wäre sie

tatsächlich erfolgt, hätte dies als wesentlicher Vorgang in

dem Protokoll aufgenommen werden müssen (@ 122 Abs„ 1 Satz 2

_4_
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SGG)o Der Kläger macht dem Berufungsgericht dieses Unter—

lassen mit Recht zum Vorwurfo Er hat sein Rügerecht auch

nicht schon im Verfahren vor dem LSG verloren; denn es ist

ihm nicht zu widerlegen, daß ihm die UnvollStändigkeit seines

Antrags nicht bewußt ware. '

Der vom Kläger ordnungsgemäß gerügte wesentliche Verfahrens—

mangel macht die Revision statthaft (5 462 Abso 4 Nr„ 2 SGG)°

Es braucht nicht geprüft zu werden, ob auch die weiteren vom
Kläger vorgebraehten Verfahrensmängcl zur Statthaftigkeit der

Revision führen» Die Revision ist auch begründeto Das ange—
fochtene Urteil kann auf dem gerügten Mangel beruhen; es ist

nicht ausgeschlossen, daß das LSG bei prozessual richtigen

Verhalten anders entsehieden_hätte° Bei der gegebenen Sach—

lage kann der Senat nicht selbst in der Sache entscheiden„

Der Rechtsstreit ist daher zu neuer Verhandlung und Entschei—

dung an das LSG zurückzuvcrweisen, das in seinem abschließen—

den Urteil auch über die Kosten des Verfahrens zu befinden

haben wird (% 170 Abso 2 see)o '
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